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n  ¹Es ist wichtig, dass wir Abgeordnete 
mit gutem Beispiel voran gehenª. Mit die-
sen Worten begr!ndete der Vorsitzende 
der CDU-Fraktion im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag, Dr. Christian von Boet-
ticher, die heute beschlossene Reduzierung 
der Funktionstr#ger-Entsch#digung um 
10 Prozent. Fraktionsvorsitzende, Land-
tagspr#sident und Vizepr#sidentinnen 
sowie parlamentarische Gesch#ftsf!hrer 
werden damit ab dem 01. August 2010 we-
niger Geld erhalten. 

¹Diese Reduzierung tritt zu dem glei-
chen Zeitpunkt in Kraft, an dem mit der 
Streichung der Elternbeitragsbefreiung 
f!r das letzte KiTa-Jahr auch die erste par-

lamentarisch 
beschlossene 
K!rzung bei 
den B!rge-
rinnen und 
B!rgern sp!r-
bar wirdª,
betonte von 
Boetticher.

Der CDU-
Fraktionschef stellte klar, dass die K!r-
zung der Funktionstr#gerzulage der erste 
± aber bei weitem nicht letzte ± Beitrag 
von Parlament und Regierung zu den Ein-
sparungen sei. 

¹N#chste Woche wird die Landesregie-
rung ihren Entwurf f!r den Doppelhaus-
halt 2011/12 vorlegen. Er wird, wie die 

Verfassung es vorsieht, das strukturelle 
Defizit um 375 Millionen Euro reduzie-
ren. Ich weiû, dass auch die Regierungs-
mitglieder ihren Beitrag erbringen wer-
denª, so von Boetticher.

 Dar!ber hinaus werde die durch den 
Innen- und Rechtsausschuss eingesetzte 
Kommission beim $ltestenrat Vorschl#ge 
erarbeiten, durch die weitere Beitr#ge von 
Regierung und Landesparlament erbracht 
werden sollen: ¹Viele Vorschl#ge wurden 
bereits aus den Reihen der Haushaltsstruk-
turkommission gemacht. Dies ist jedoch 
nicht nur eine Aufgabe der die Regierung 
tragenden Fraktionen. Deshalb ist es eine 
Selbstverst#ndlichkeit, dass wir zu frakti-
ons!bergreifenden Beschl!ssen kommenª, 
erkl#rte der CDU-Fraktionschef.

 Vor diesem Hintergrund bewertet von 
Boetticher die heute gestellten Antr#ge 
der Opposition vor allem als deren Be-
kenntnis zu Einsparungen gegen!ber der 
%ffentlichkeit im eigenen Bereich. 

 ¹Auch Ihnen war von Beginn an klar, 
dass diese Vorschl#ge in die Arbeit der 
von Ihnen mit eingesetzten Kommission 
einflieûen werden. Deshalb geh&ren die 
Antr#ge eigentlich heute nicht ins Par-
lament. Sie sind eher f!r die Galerie be-
stimmtª, stellte von Boetticher an die Op-
position gerichtet fest.

Drs.: 17/608; 17/621

„DESHALB IST ES 
EINE SELBSTVER-
STÄNDLICHKEIT, 
DASS WIR ZU FRAK-
TIONSÜBERGREI-
FENDEN BESCHLÜS-
SEN KOMMEN.“

Dr. Christian von Boetticher
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Liebe Leserinnen und Leser !

AUS DEM LANDTAG

Die Wochen nach 
der Vorstellung 
der Vorschl!ge der 
Haushaltsstruk-
turkommission 
waren nicht leicht. 
Ich weiû aus vielen 
Zuschri#en und 
Gespr!chen, dass 
auch die CDU- und 
FDP-Politiker vor 
Ort harten Diskussionen ausgesetzt waren. 
Viele Diskussionen hatten zumindest bei mir immer 
den gleichen Verlauf. Zun!chst war der Gespr!chs-
partner aufgebracht $ber die K$rzungsvorschl!ge. 
Nach der Erl!uterung der Haushaltslage war er 
ver!rgert, dass ¹die Politikª sich erst jetzt der dra-
matischen Haushaltslage entgegen stellt. Das zeigt: 
Viel zu lange wurde der Mantel des Schweigens 
$ber die immer st!rker steigende Verschuldung 
gelegt. Und viel zu wenige Menschen sind sich der 
dramatischen Haushaltslage wirklich bewusst. 

Leider herrscht immer noch bei manchem die 
Einstellung vor: Es muss hart gespart werden, aber 
nicht bei mir% Das liegt auch daran, dass nach wie 
vor politische Kr!#e den Ernst der Lage nicht erl!u-
tern. F$r die LINKE ist die Schuldenbremse schlicht 
unn&tig. Das von der SPD-Fraktion k$rzlich vorge-
legte ¹Konsolidierungskonzeptª rechtfertigt immer 
noch den aufgelaufenen Schuldenberg und h!lt 
Steuererh&hungen auf Bundesebene und Einspa-
rungen bei den Kommunen f$r ausreichend. Kein 
ernst zu nehmender Gespr!chspartner erwartet, 
dass mit diesem Konzept die von der Verfassung 
vorgegebenen Kriterien ± denen die SPD noch vor 
kurzem zugestimmt hat ± eingehalten werden. 
Ich bitte Sie deshalb herzlich: Lassen Sie sich nicht 
beirren. Informieren Sie Ihre Freunde und Nach-
barn $ber die Lage des schleswig-holsteinischen 
Haushalts. Nur so gewinnen wir Verst!ndnis, nur 
so werden wir das N&tige erreichen k&nnen. Dabei 
gilt: Kein Vorschlag ist der Weisheit letzter Schluss. 
Das wurde w!hrend der letzten Landtagssitzung 
besonders deutlich. Am Donnerstag wurde be-
kannt, dass das Bundesforschungsministerium 
Schleswig-Holstein 26 Millionen Euro pro Jahr 
unter der Bedingung zur Verf$gung stellt, dass die 
medizinische Fakult!t an der Universit!t L$beck 
erhalten bleibt. Dieser Verhandlungserfolg unserer 
Landesregierung, f$r den hinter den Kulissen seit 
Wochen und Monaten hart gearbeitet wurde, zeigt, 
dass sich Standha#igkeit lohnt. Uns ist der Vor-
schlag schwer gefallen. Ohne zus!tzliches Geld vom 
Bund w!re er jedoch nicht zu ersetzen gewesen. 
Umso mehr freut es mich, dass eine andere L&sung 
gefunden wurde.

Herzlichst Ihr 
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n  Johannes Callsen, der stellvertretende Fraktions-
vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion, machte in der 
Debatte um die Mittelstandspolitik der Landesregie-
rung mit wenigen Worten deutlich: ¹Die CDU und 
diese Koalition stehen f!r wirtscha'spolitische Kom-
petenz, f!r die Soziale Marktwirtscha' und f!r den 
Mittelstand(ª
 ¹Wir haben die Schuldenbremse in die Landesver-
fassung !bernommen( Wir haben den Landesentwick-
lungsplan auf Vordermann gebracht( Wir haben das 
Sparkassengesetz modernisiert( Und wir haben mit 
unseren Konsolidierungsvorschl#gen die Weichen f!r 
die Zukun' gestellt(ª Die in der vergangenen Woche 
vorgestellte Mittelstandso)ensive reihe sich naht-
los ein, so Callsen. Jeder k&nne sehen: Die Koalition 
bringe das Land nach vorne( CDU und FDP machen 
Schleswig-Holstein *t f!r die Zukun'( Mit ihrer Mit-
telstandso)ensive habe die Landesregierung einen 
umfangreichen, gemeinsam mit den Vertretern aus der 
Wirtscha', entwickelten Maûnahmenkatalog vorge-
legt, der deutlich mache, wo unser Land St#rken habe 
und an welchen Stellen die Landesregierung notwen-
dige $nderungen anschiebe. Minister de Jager habe 
damit die Schwerpunktbereiche angesprochen. 

Sie seien zentral f!r die Weiterentwicklung der Stand-
ortbedingungen in Schleswig-Holstein. ¹Die einzel-
nen Punkte machen aus der Mittelstandso)ensive ein 
umfassendes Rundum-Paket ± von der Neujustierung 
der F&rderprogramme !ber die Verbesserung der 
Rahmenbedingungen bis zur Scha)ung eines spezi-
ellen Ansprechpartners f!r den Mittelstandª, fasste der 
CDU-Abgeordnete den Maûnahmenkatalog zusam-
men. Nach wie vor bleibe die Wirtscha'sf&rderung eine 
der wichtigsten S#ulen ± aber mit neuen Akzenten. Das 
*nanzielle F!llhorn k&nne nicht mehr ausgesch!ttet 
werden. Es existiere nicht mehr, so Callsen. Stattdessen 
liege der Fokus noch st#rker auf zielgerichteten Maû-
nahmen, wie beispielsweise dem Programm Kapital f!r 
Handel und Gewerbe, welches an den Erfolg des Pro-
gramms Kapital f!r Handwerk ankn!pfen werde. ¹Das 
Wirtscha'sministerium hat seine F&rderinstrumente 
genau den Erfordernissen unserer mittelst#ndischen 
Wirtscha' angepasstª, betonte der Wirtscha'sfach-
mann. Auch die Verbesserung der Innovationsf#hig-
keit und der Technologietransfer seien f!r die Zukun' 
unseres Landes von elementarer Bedeutung. Deswegen 
freue er sich, dass in diesem Bereich unter anderem die 
F&rderung von Forschung und Entwicklung erweitert 
wird, so Callsen weiter. ¹Unseren jungen dynamischen 
Unternehmen wird damit die Markteinf!hrung inno-
vativer Produkte erleichtert.ª

 Um ansiedlungsfreundlichstes Bundesland zu wer-
den, m!ssten aber insbesondere auch die infrastruktu-
rellen und rechtlichen Rahmenbedingungen verbessert 
werden. ¹Die Mittelstandso)ensive ist gelebte Soziale 
Marktwirtscha'. Wir scha)en mittelstandsfreundliche 
Voraussetzungen und ich rufe alle Unternehmen in 
Schleswig-Holstein auf, diese Freir#ume zu nutzen, 
Beratungs- und F&rderangebote anzunehmen, Ausbil-
dungs- und Arbeitspl#tze zu scha)en und gemeinsam 
unseren Wirtscha'sstandort Schleswig-Holstein vor-
anzubringenª, so Callsen abschlieûend. 
Drs.: 17/687

Johannes Callsen
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n  ¹Die j!ngsten Ergebnisse der 81. Konfe-
renz der Justizministerinnen und der Justizmi-
nister der L#nder Ende Juni lassen au+orchenª, 
so die gleichstellungspolitische Sprecherin der 
CDU-Landtagsfraktion, Katja Rathje-Ho)-
mann. ¹Wir begr!ûen die Aussage, dass die 
Erh&hung des Frauenanteils in F!hrungsposi-
tionen der Wirtscha' w!nschenswert ist.ª Der 
Schleswig-Holsteinische Landtag behandelte 
dieses 4ema auf Antrag der Gr!nen in seiner 
letzten Sitzung vor der Sommerpause. 

 Heutzutage k&nne kein Unternehmen mehr 
langfristig ohne Frauen gef!hrt werden, glaubt 
Rathje-Ho)mann. Frauen seien mindestens 
ebenso gute Che*nnen wie M#nner Chefs w#-
ren. Sie warnte jedoch davor, bei der Gleich-
stellung in diesem Bereich den letzten Schritt 
vor dem Ersten zu machen. Zun#chst sollte es 
eine sch#rfere Transparenz und Berichtsp9icht 
geben, bevor man sanktioniere. Falls es jedoch, 
trotz dieser Bem!hungen, mittelfristig nicht 
gelinge, das Potential der Frauen zu nutzen, 
hieûe das, vorhandene Ressourcen zu vergeu-
den. ¹Wir halten es f!r besser, wenn sich die 
Wirtscha' selbst dazu verp9ichtet, Ziele f!r 
die Zusammensetzung der Aufsichtsr#te kon-
kret zu de*nieren und zu ver&)entlichen. Wir 
m!ssen den Unternehmen eine angemessene 

Zeit lassen, um die eigenen Pl#ne umzusetzen 
zu k&nnenª, erkl#rte die CDU-Abgeordnete. 
Sollte sich bis 2015 keine deutlichen Verbesse-
rungen der Frauenquote in Aufsichtsr#ten und 
Vorst#nden ergeben haben, m!sse !ber eine 
gesetzliche Regelung nachgedacht werden. Das 
von den Unionsfrauen vorgeschlagene 3-stu*ge 
Vorgehen w#re eine denkbare M&glichkeit zur 
Umsetzung. Das bedeute in der ersten Stufe, 
dass bis zum Jahresende eine transparente und 
selbst verp9ichtende Berichtsp9icht gesetzlich 
auf den Weg gebracht werde, die bis zum Jahr 
201<, in der zweiten Stufe, einen mindestens 
30-prozentigen Frauenanteil in Vorst#nden 
und Aufsichtsr#ten vorsehe. In der dritten Stufe 
hieûe das f!r die Unternehmen, dass bei einem 
Nichterreichen der 30-prozentigen Quote, eine 
gesetzliche Verp9ichtung zum Erreichen dieses 
Anteils bis 2018 bestehe.

 Die Forderung der Gr!nen nach einer sofor-
tigen, sanktionsf#higen 50-prozentigen Quo-
tierungsregelung im deutschen Aktiengesetz 
halte sie f!r !berzogen, erkl#rte die gleichstel-
lungspolitische Sprecherin. ¹Diese Forderung 
!bertri= selbst die norwegische Regelung, die 
¹nurª eine <0-prozentige Frauenquote vor-
schreibt.ª 

Katja Rathje-Hoffmann

Chancengleichheit und Gleichstellung sind die 
de*nierten Ziele der Besch#'igten des Landes 
und der Landesbeh&rden. Im letzten Gleich-
stellungsbericht der Landesregierung wurde 
sehr deutlich, dass der Anteil von Frauen im 
mittleren und gehobenen Dienst auf mehr als 
die H#l'e angestiegen ist. Selbst im h&heren 
Dienst, in den B±Besoldungen steigt der Frau-
enanteil, wenn auch langsamer, aber stetig an. 
¹Wir sehen hier, bei konsequenter Anwendung 
des Landesgleichstellungsgesetzes, keinen wei-
teren Handlungsbedarf ª, so Rathje-Ho)mann 
abschlieûend. 

Drs.: 17/6>0?neu@
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n  ¹Kann man *nanzpolitisch etwas von der 
Schwarz-Gelben Koalition im Kieler Landtag 
lernenX Diese Frage stellt man sich nicht nur in 
Schleswig-Holstein landauf landab. Auch die 
Stuttgarter Zeitung fragt sich inzwischen in ihrer 
Ausgabe vom 8. Juli 2010, ob der S!dwesten aus 
der Finanzpolitik von Schleswig-Holstein etwas 
lernen kann. Die Zeitung bescheinigt der Regie-
rung an der Kieler F&rde unter der Yberschri' 
¹Kiel zeigt, wie es gehtª eine Vorreiterrolle bei der 
Haushaltssanierung. Carstensen habe es gescha=, 
dass Ruder herumzureiûen, heiût es in dem Arti-
kel. Der Chef des n&rdlichsten Bundeslandes habe 
sich in den vergangenen Wochen erstaunlich ge-
wandelt. Er halte  Blut-, Schweiû- und Tr#nen-Re-
den. Dieses sei angesichts des 25 Milliarden Euro 

Abgrundes im Haushalt des Landes aber auch 
nicht verwunderlich. So bleibe der Kieler Landes-
regierung angesichts der ¹griechischen Verh#lt-
nisseª auch nichts anderes !brig als ein ¹Zehn-
jahresmarathonª, um das strukturelle De*zit um 
j#hrlich 125 Millionen Euro zu senken. Positiv 
bewerten die Stuttgarter die in der Schleswig-Hol-
steinischen Landesverfassung verankerte Schulen-
bremse. Diese einzuhalten sei die Voraussetzung 
daf!r, um in den Genuss von 80 Millionen Euro 
Bundeshilfen j#hrlich zu kommen. Ob Schleswig-
Holstein dieses Ziel tats#chlich erreicht, sei nach 
Ansicht der Zeitung ungewiss. Die im  <3-seitigen 
Sparkatalog der Haushaltsstrukturkommission 
formulierten Vorschl#ge w!rden allerdings je-
den Stuttgarter Regierungspolitiker zum weinen 

bringen, wenn er sie umsetzen m!sste. Besonders 
positiv wurden die Reduzierung des Personalbe-
standes in der Landesverwaltung und die Ausnut-
zung der demogra*schen Rendite bei den Lehrer-
stellen hervorgehoben. ¹Anders als im S!dwesten 
werden in Schleswig-Holstein die Lehrerstellen im 
gleichen Umfang abgebaut, in dem die Zahl der 
Sch!ler sinkt.ª Das ¹beinharte Konsolidierungs-
programmª treibe die schleswig-holsteinischen  
Landeskinder in Scharen auf die Barrikaden. 
Die Koalition#re seien inzwischen, nachdem 
an einigen Tagen bis zu drei Demonstrationen 
stattfanden, ¹protestgest#hltª. Carstensen halte 
dem Druck stand, auch wenn seine Einstimmen-
mehrheit im Kieler Landeshaus unter Druck 
st!nde.
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n    ¹In den n#chsten Jahren k&nnten sieben 
als gef#hrlich eingesch#tzte Stra'#ter aus der 
Sicherungsverwahrung freikommen. Grund 
daf!r ist die Entscheidung des Europ#ischen 
Gerichtshofes vom vergangenen Dezember, 
nachdem die in Deutschland praktizierte r!ck-
wirkende Verl#ngerung der Sicherungsver-
wahrung gegen die Menschenrechte verst&ût. 
Justizminister Schmalfuû sieht Schleswig-Hol-
stein gut vorbereitet. Das sogenannte ¹Kieler 
Sicherheitskonzept Sexualstra'#terª ?KSKS@ 
sehe eine enge Beobachtung durch die Polizei 
vor. 
 Da dies aber einen ¹ganz erheblichen Auf-
wandª bedeute, will Schmalfuû auch den 
Einsatz der Elektronischen Fuûfessel nicht 
ausschlieûen. Hierbei tragen die Betro)enen 
einen Sender am K&rper und k&nnen so st#n-
dig geortet werden.Nach Auskun' der justiz-
politischen Sprecherin der CDU-Fraktion, 
Barbara Ostmeier, besteht aufgrund des Urteils 
des Europ#ischen Gerichtshofes dringender 
Handlungsbedarf. Die Anordnung der Siche-
rungsverwahrung werde allerdings im Strafge-
setzbuch geregelt und sei damit eine Frage der 
Bundesgesetzgebung. Ziel sei es, vorhandene 
Regelungsl!cken umfassend zu schlieûen. Die 
Juristin Ostmeier stellte die Komplexit#t des 
Problems dar. Die Unterbringung eines Straf-
t#ters mit dem Hang zu erheblichen Stra'aten, 

Barbara Ostmeier

die mit schweren k&rperlichen Sch#den f!r die 
Opfer einhergehen, in der Sicherungsverwah-
rung, sei die wohl sicherste Maûnahme, um 
den Schutz der Bev&lkerung zu gew#hrleisten. 
Insbesondere das Instrument der nachtr#g-
lichen Sicherheitsverwahrung erm&gliche es, 
die Gef#hrlichkeit des Stra)#lligen bis zum 
Ende der Ha'zeit auch unter neuen Gesichts-
punkten zu beurteilen. 
Das neue Gesetz m!sse deshalb sowohl dem 
Anspruch, alle bestehenden Sicherheitsl!cken 
zu schlieûen, als auch der Verp9ichtung, ein 
rechtsstaatliches Verfahren durchzuf!hren, 
gen!gen.
 Auch m!sste eine L&sung f!r die so genann-
ten Altf#lle, oder diejenigen Stra'#ter, bei 
denen sich die Gef#hrlichkeit, die mangeln-
de Resozialisationsf#higkeit, erst im Verlaufe 
des Vollzuges herausstellt, gescha)en werden. 
¹Diejenigen, die sich in unserem Land mit 
dem Strafvollzug befassen, wissen, dass es F#lle 
gibt, bei denen der Richter den T#ter nicht von 
vornherein abschlieûend einsch#tzen kann, 
weil sich die Gef#hrlichkeit erst w#hrend der 
Ha'zeit herausstellt. In solchen F#llen muss 
der Staat noch einmal eingreifen k&nnen, 
um die Bev&lkerung wirksam und e)ektiv zu 
sch!tzenª, so Ostmeier.
 Die CDU-Abgeordnete begr!ûte deshalb 
die von der Justizministerkonferenz beschlos-

n  Der Internetgigant Google war in den letzten 
Monaten immer wieder Gegenstand scharfer Kritik 
von Datensch!tzern. Der Schleswig-Holsteinische 
Landtag wird auf Antrag von CDU und FDP der 
Datensammelwut jetzt einen Riegel vorschieben. 

 Am 5.5.2010 hatte im  Innen- und Rechtsaus-
schuss die Befragung eines Vertreters der Firma 
Google und der Datenschutzbeau'ragten der 
L#nder Hamburg und Schleswig-Holstein Anlass 
zu erheblicher Beunruhigung gegeben. Der daten-
schutzpolitische Sprecher der CDU-Fraktion, Dr. 
Michael von Abercron, bem!hte angesichts des 
technisch komplizierten Sachverhaltes einen Ver-
gleich: Angenommen, Sie w!rden vor Ihrer Haus-
t!r einen Mitarbeiter eines Unternehmens tre)en, 
der sich an Ihrem Brie[asten zu scha)en macht. 
Auf die Frage, was er da macht, antwortet er, dass 
er den Standort Ihres Brie[astens braucht, um 
ihn als Vermessungspunkt f!r die Erstellung einer 
neuen Landkarte zu nutzen. Sie wollen es genauer 
wissen und fragen nach, ob er denn daf!r eine Ge-

nehmigung vorliegen habe. Antwort: Eine Geneh-
migung f!r diese Art der Kartogra*erung sei nicht 
erforderlich( Weil er entsprechendes Werkzeug 
bei sich f!hrt, gehen Sie sogar davon aus, dass Ihr 
Brie[asten durch den Mitarbeiter dieser Firma 
ge&)net wurde. Auf Ihre beharrlichen  Nachfra-
gen erkl#rt die Firma schlieûlich, die %)nung der 
Brie[#sten sei zwar nicht beabsichtigt gewesen, sei 
aber aus Versehen passiert. 

 In der neuesten High-Tech-Variante sei ge-
nau dies in den letzten Monaten geschehen. Erst 
durch beh&rdliches Nachsetzen des Hamburger 
Datensch!tzers musste Google eingestehen, dass 
eben nicht nur die Sendeanlagen als Standort-
signale ?Namen als SSID, Ger#tenummern als 
MAC-Adressen@ erfasst  wurden, sondern sogar 
die Inhalte wie !bertragene Daten dabei gleich mit 
aufgenommen wurden. Auf das Beispiel bezogen 
bedeutet dies: Es wurden nicht nur die Namen der 
Brie[#sten erfasst, sondern sie wurden ge&)net 
und sogar die Inhalte der Briefe einschlieûlich der 

sene Yberpr!fung der Nutzungsm&glichkeiten 
einer elektronischen Yberwachung im Bereich 
der F!hrungsaufsicht. Diese stelle zumindest 
unterst!tzende Maûnahme dar, um den T#-
ter vor der Begehung von weiteren Stra'aten 
abzuschrecken. Sie biete eine Entlastung im 
Bereich der Yberwachung des T#ters, berge je-
doch die Schw#che, dass sie lediglich zeige, wo 
der Stra)#llige sich be*ndet, aber nicht, was er 
zu diesem Zeitpunkt tue. 
 ªInsgesamt habe ich den Eindruck, dass die 
Landesregierung f!r die Sicherheit der Bev&l-
kerung angemessene Vorbereitungen getrof-
fen hat. Es muss jetzt aber auch auf Bundes-
ebene die schon seit vielen Jahren gef!hrte 
Debatte um die Sicherungsverwahrung z!gig 
und rechtssicher beendet werdenª, erkl#rte 
Ostmeier abschlieûend.
Drs.: 17/6>1

R0$20#R,-%1)-,S0-42)#6-$8,%0-#D42?20%E0# Empf#ngeradressen kopiert. ¹Das ist ein unge-
heurer Vorgang, der sich in der Zukun' so nicht 
wiederholen darf( Es zeigt sich, dass die Gesetzge-
bung auf der Ebene des Datenschutzes beim 
Post- und Fernmeldegeheimnis nicht mit der tech-
nologischen Entwicklung bei der elektronischen 
Kommunikation Schritt gehalten hatª, so von 
Abercron. Deshalb h#tten CDU und FDP einen 
Antrag formuliert, der die Landesregierung au)or-
dert, sich auf der Ebene des Bundes f!r eine Ge-
setzesinitiative einzusetzen, die diesen unhaltbaren 
Zustand beenden soll. 

 Dabei komme es darauf an, eine m&glichst an-
wendungsfreundliche und unb!rokratische Rege-
lung zu scha)en. ¹Sie muss sicherstellen, dass wir 
alle die  groûen Vorteile der multimedialen Welt 
nutzen k&nnen, ohne durch  den Missbrauch bei 
der Bescha)ung und zum Teil sehr lukrativen Wei-
tergabe  personenbezogener Daten gef#hrdet zu 
werdenª, stellte der CDU-Abgeordnete klar.

Drs.: 17/601, 17/6<6, 17/6<>, 17/651
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n  Anfang Juli stellt die SPD-Fraktion ihr 
so genanntes ¹Konsolidierungskonzeptª vor, 
welches seit Monaten als Alternative zu den 
Vorschl#gen der Haushaltsstrukturkommissi-
on angek!ndigt war. Dies wurde auch deshalb 
mit Spannung erwartet, weil die SPD-Frakti-
on der Aufnahme der Schuldenbremse in die 
Landesverfassung zugestimmt hatte. Die Fra-
ge war demnach, wie die Sozialdemokraten 
den durch die Verfassung vorgeschriebenen 
Abbau des strukturellen De*zits um insge-
samt 375 Millionen Euro im Doppelhaushalt 
2011/2012 erreichen wollen. Umso !berra-
schender war die Feststellung von SPD-Chef 
Stegner gleich zu Beginn der Pressekonfe-
renz, dass es sich bei dem SPD-Konzept um 
kein Sparkonzept handeln w!rde. Stattdessen 
werden in dem Konzept zun#chst alle Vor-
schl#ge von CDU/FDP aufgelistet, welche die 
SPD ablehnt: Die Reduzierung der Sch!lerko-
stens#tze f!r die d#nischen Schulen und eine 
Ver#nderung bei den derzeit bestehenden Re-
gelungen f!r die Sch!lerbef&rderungskosten 
sei mit der SPD nicht zu machen. Gleiches 
gelte f!r die Erh&hung der P9ichtstundenzahl 
der Lehrer. Statt 5.600 Stellen im &)entlichen 
Dienst sollen lediglich <.800 abgebaut werden. 
Eine Privatisierung des UKSH wird eben-
so abgelehnt wie die K!rzung der Mittel f!r 
das Tourismus-Marketing, f!r Frauenh#user 
und Frauenberatungsstellen. Den Besch#'i-
gen im &)entlichen Dienst seien K!rzungen 

<CI#/70$/%#.7%0-2,%$80#E43#<6,-?12E06%#"'(47+$)

bei den Beihilfen nicht zuzumuten. Gleiches 
gelte f!r die Anhebung des Pensionsalters f!r 
Polizeibeamten und die K!rzung des Landes-
blindengeldes. Auch die Zusch!sse f!r das 
Studentenwerk d!r'en nicht gek!rzt werden. 
Weitgehende Fehlanzeige dagegen bei eige-
nen, alternativen K!rzungsvorschl#gen der 
Sozialdemokraten. Stattdessen beinhaltet das 
¹Konsolidierungskonzeptª auch zus#tzliche 
Ausgaben: So soll der Zuschuss des Landes 
zu den Kosten f!r die Kindertagesst#tten um 
13 Millionen Euro erh&ht werden, die Strei-
chung des beitragsfreien letzten KiTa-Jah-
res soll wieder r!ckg#ngig gemacht werden. 
Damit die Rechnung dennoch irgendwie 
aufgeht, setzt die SPD vor allem auf Steu-
ererh&hungen, unter anderem die Anhebung 
des Spitzensteuersatzes auf <>\, Einf!hrung 
eines zus#tzlichen Bildungs-Soli von 2-<\ 
f!r Einkommen ab 250.000 Euro, Verm&-
genssteuer, Finanztransaktionssteuer, h&here 
Erbscha'steuer, erweiterte Bemessungs-
grundlage f!r die Gewerbesteuer und eine 
Erh&hung der Grunderwerbsteuer. Neben 
Steuererh&hungen sollen dar!ber hinaus der 
Bund und Kommunen die Finanzprobleme 
des Landes l&sen. Der Bund solle zus#tzliche 
Mittel f!r Bildung und fr!hkindliche Betreu-
ung bereitstellen. Und die Kommunen sollen 
50\ der durch Verwaltungskooperation er-
reichten E]zienzrenditen an das Land abf!h-
ren. Auch auf mehrfache Nachfrage der 

Journalisten war SPD-Fraktionschef Stegner 
nicht in der Lage, dar!ber hinaus konkrete 
Zahlen zu nennen. Durch welche Maûnah-
men er im Detail den Abbau des strukturellen 
De*zits um insgesamt 375 Mio. Euro f!r den 
Haushalt 2011/2012 erreichen will, stellte er 
auch auf Nachfrage nicht dar. Der *nanzpo-
litische Sprecher der CDU-Fraktion, Tobias 
Koch, stellte darau+in fest, die SPD habe sich 
aus dem politischen Wettbewerb abgemeldet: 
¹Ganz o)ensichtlich hat die SPD-Fraktion 
den Anspruch aufgegeben, sich mit ihren 
Vorschl#gen an den Vorgaben der Landes-
verfassung zu orientieren. Dabei hat sie diese 
erst vor wenigen Wochen selbst mit beschlos-
senª, so Koch

Tobias Koch

R0$202#&0$%0-02#!$2)-$:#$2#+02#R13342,702#D$2,2E,4")70$'(#T

n  ¹In der letzten Landtagssitzung wurde 
!ber den Bericht der Landesregierung zur 
*nanziellen Situation der schleswig-holstei-
nischen Kommunen debattiert. Die Sprecherin 
der CDU-Fraktion, Astrid Damerow, hat in 
ihrem Beitrag einen weiteren Aufgabenabbau 
und weitere Entlastungen f!r die Kommunen 
gefordert. Sie skizzierte erste Ideen f!r eine 
neue Gemeindeordnung. ¹Die *nanzielle Situ-
ation der schleswig-holsteinischen Kommunen 
ist ebenso dramatisch wie die des Landes. Die 
Finanzkrise schl#gt zurzeit voll auf die Kom-
munen durch. Erst nach 2011 wird sich die Si-
tuation wieder verbessernª, erkl#rte Damerow. 
Die CDU-Fraktion setze sich vor diesem Hin-
tergrund auf Bundesebene f!r eine Gemein-
de*nanzreform ein. Das Land sei allerdings 
selbst gefordert, den Kommunen ihr Handeln 
zu erleichtern: Die Ver#nderung beginne auch 
hier in den K&pfen. ¹Wir werden auch unsere 
Einstellungen  !berpr!fen m!ssen. Wir ha-
ben uns in den vergangenen Jahren sehr daran 

gew&hnt, dass die &)entliche Hand mehr und 
mehr Aufgaben wahrnimmt.  Ohne Verzicht 
auf lieb gewonnene staatliche Leistungen wird 
es wohl nicht gehenª, so Damerow.  Die Ge-
meinden sollten viel st#rker selbst entscheiden 
k&nnen, wie sie bestimmte Aufgaben wahrneh-
men m&chten. ¹Die Gemeindeordnung muss 
nat!rlich entsprechend angepasst werden. 
Warum sollen Gemeinden nicht selbst in ihren 
Satzungen regeln, wie sie die Inhalte ihres Be-
richtswesens de*nieren. Oder warum soll ich 
als  Gemeindevertreterin nicht selbst entschei-
den d!rfen, ob ich auf eine Entsch#digung 
verzichten m&chteXª, fragte die Innenpolitike-
rin. Die CDU Fraktion werde in den n#chsten 
Monaten Vorschl#ge f!r eine Novellierung der 
Gemeindeordnung machen. Die begonnene 
Diskussion !ber die Verwaltungsstrukturen 
werde im Herbst fortgesetzt. Damerow bezwei-
felte dabei, dass Groûgemeinden der Weisheit 
letzter Schluss seien. ¹In jedem Fall m!ssen wir 
darauf achten, dass dem wichtigen ehrenamt-

lichen Engagement in den Gemeinden nicht 
die Motivation entzogen wird. Gerade jetzt 
brauchen wir diese Mitarbeit.ª Die rechtlichen 
M&glichkeiten zu Verwaltungskooperationen 
m!ssten erweitert werden. ¹Selbstverst#ndlich, 
meine Damen und Herren, verbleibt die hier 
erzielte E]zienzrendite bei den Kommunen. 
Es wird keinen weiteren Eingri) in den Kom-
munalen Finanzausgleich gebenª, stellte Da-
merow mit Blick auf Yberlegungen der SPD-
Fraktion klar. 
Drs.: 17/72, 17/1>< u. 17/66<

Astrid Damerow
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Heike Franzen

n  Die Yberschri' des Antrages der SPD ¹Zu-
sammenarbeit mit Hamburg bei der Sicherung 
der Unterrichtsversorgungª hatte mit dessen Inhalt 
nichts zu tun und noch weniger mit der Rede, die 
der Kollege Habersaat hielt, erkl#rte die bildungs-
politische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion, 
Heike Franzen, in der Landtagsdebatte. Inhaltlich 
gehe es um die Ausbildungssituation der Lehrkr#'e 
in Schleswig-Holstein und Hamburg. Zweifelsohne 
sei dies ein spannendes 4ema. Leider !bersehe der 
Antragsteller jedoch zahlreiche bestehende gesetz-
liche Regelungen, so die CDU-Abgeordnete. Wenn 
es um den Austausch von Lehrkr#'en zwischen 
den Bundesl#ndern gehe, so sei bereits jetzt gere-
gelt, dass dies nicht mit Nachteilen bez!glich des 
Beamtenstatuŝ  oder der tari9ichen Einstufung ver-
bunden sei. Das gelte nicht nur f!r Hamburg und 
Schleswig-Holstein, das gelte f!r alle Bundesl#nder. 
Ein weiterer Punkt sei die wechselseitige Sicherung 
der Unterrichtsversorgung. Franzen betonte, die 
Bundesl#nder m!ssten grunds#tzlich in der Lage 
sein, aus eigener Kra' die Unterrichtsversorgung 

sicherzustellen. Der Zugri) auf abgeordnetes 
Personal aus anderen Bundesl#ndern sollte die 
Ausnahme bleiben. ¹Es ist nicht klar, wie die 
Verschiebung der Kandidaten auf die Warte-
listen in das jeweilige andere Bundesland War-
tezeiten vermeiden soll. Es wird nach wie vor 
zu Wartezeiten kommen und wie das zur Si-
cherung der Unterrichtsversorgung beitragen 
soll, bleibt schleierha'ª, stellte Franzen klar.

 Die Bildungsexpertin machte deutlich, dass 
bei der Besetzung von Referendarstellen und 
Lehrerstellen nicht entscheidend sei, aus wel-
chem Bundesland die Bewerber und Bewer-
berinnen kommen. ¹Relevant sind Eignung, 
Bef#higung und Bedarf ª, so Franzen.

 Aus landespolitischer Sicht m!sse einerseits 
sichergestellt werden, dass die besten Lehrer 
und Lehrerinnen in schleswig-holsteinische 
Schulen geschicket werden. Andererseits habe 
das Land die Aufgabe, f!r alle F#cher entspre-

chend Lehrkr#'e vorzuhalten. Das sei !ber die 
Kapazit#tsverordnung geregelt. Trotzdem gebe 
es noch immer so genannte Mangelf#cher, f!r 
die entsprechende Lehrkr#'e fehlen. Aus ihrer 
Sicht seien die zwischen den Bundesl#ndern 
auf KMK-Ebene getro)enen Vereinbarungen 
f!r die Lehreraustauschverfahren ausreichend, 
um den Lehrkr#'en ohne Nachteile den Wech-
sel in andere Bundesl#nder zu erm&glichen, er-
kl#rte die Abgeordnete abschlieûend
Drs.: 17/5>5
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Wilfried Wengler

des Landes die Aufgaben und die Finanzierung 
der %)entlichen B!chereien als P9ichtaufgabe 
regelt.ª 
 Yber die inhaltliche Ausgestaltung sei je-
doch dringend zu diskutieren, betonte der 
CDU-Abgeordnete. W#hrend die Empfehlung 
der Enquete-Kommission und die Aussage der 
Landesregierung sich auf eine gesetzliche Re-
gelung f!r die %)entlichen Bibliotheken bezie-
hen, schl#gt der im Landtag diskutierte Entwurf 
des SSW einen weitaus gr&ûeren Bogen. Dieser 
reicht von den %)entlichen Bibliotheken !ber 
Kommunale Bibliotheken bis zur Bibliothek der 
Ferring-Sti'ung auf F&hr, von Wissenscha'-
lichen Bibliotheken bis zur Schulbibliothek in 
Geesthacht. Weiter beschreibt er den Rahmen 
f!r eine Satzung des B!chereivereins, die Zu-
sammensetzung eines Fachbeirates f!r die Wis-
senscha'lichen Bibliotheken sowie Vorgaben 
f!r Berichterstattung der Landesregierung und 
Evaluation der Gesetzesanwendung. 
 ¹F!r mich als Anh#nger der Deregulierung 
stellt sich angesichts dieses Umfanges die Fra-
ge: Wollen wir nur das Notwendige regeln oder 
streben wir angesichts der heutigen Wirklich-
keit nach totalem Perfektionismusª, sagte Weng-
ler. Beim Gesetzentwurf des SSW k&nne man 
zu dem Eindruck kommen, es werde vorrangig 
eine umfassende Begr!ndung f!r eine Fest-
schreibung und Ausweitung staatlicher 

F&rderung gesucht. Die Nutzung %)entlicher 
Bibliotheken werde nach dem Willen des SSW 
grunds#tzlich kostenfrei gestellt, auch f!r die 
Kommunalen Bibliotheken. Wengler betonte, 
dies k&nne nicht ohne Zustimmung der Kom-
munen geschehen. Auch wolle der SSW die 
staatlichen Zusch!sse grunds#tzlich dynami-
sieren, eine Reduzierung des status quo werde 
untersagt. ¹Vor dem Hintergrund der Erfah-
rungen aus der j!ngsten Vergangenheit und der 
Entwicklung unseres Landeshaushaltes w#re 
eine Anpassung der staatlichen Leistungen an 
die tats#chlichen Finanzierungsm&glichkeiten 
dann ungesetzlichª, betonte Wengler. Gleichzei-
tig betone der SSW: ¹Die zu erwartenden Kosten 
f!r die &)entliche Hand werden sich durch das 
Gesetz, das im Wesentlichen auf eine Bestands-
sicherung abzielt, nicht wesentlich #ndern.ª 
 ¹Bei dem schon angesprochenen Umfang von 
Bibliotheken unterschiedlichster Couleur und 
weiteren im Gesetzestext enthaltenen, kosten-
tr#chtiger Anforderungen stellt sich die Frage, 
was hier als nicht wesentliche Kosten#nderung 
bezeichnet wirdª, erkl#rte der CDU-Kulturex-
perte. Es sei daher unbedingt notwendig, die 
hier in Kurzform angerissenen Fragen und Pro-
blemstellungen im Ausschuss zu vertiefen und 
zu kl#ren.
Drs.: 17/683

n   ¹Eine gesetzliche Regelung f!r die %)ent-
lichen Bibliotheken in Schleswig-Holstein ist zu 
begr!ûen. Wir folgen damit dem Beispiel an-
derer Bundesl#nder und einer Empfehlung der 
Enquete-Kommission des Bundestages ¹Kultur 
in Deutschlandª, erkl#rte der kulturpolitische 
Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Wilfried 
Wengler. Die Landesregierung habe zu diesem 
4ema in der vergangenen Legislaturperiode 
ausgef!hrt: ¹Die Landesregierung bef!rwortet 
eine gesetzliche Regelung in Schleswig-Holstein, 
die unter klar de*nierter *nanzieller Beteiligung 
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baren Energien konsequent auszubauen und in 
einem dynamischen Energiemix die konventio-
nellen Energietr#ger kontinuierlich durch alter-
native, klimafreundliche Energie zu ersetzen. 
Das Ziel dabei sei es, so der CDU-Abgeordne-
te weiter, die erneuerbaren Energien so schnell 
wie m&glich markt- und speicherf#hig zu ma-
chen. Es gelte Yber- und Unterf&rderungen zu 
vermeiden und damit die Potentiale f!r Inno-
vation, Wachstum und Besch#'igung in diesen 
Bereichen auszusch&pfen. 

 Mit Wirkung zum 1. Januar 2012 werde auf 
Bundesebene eine EEG-Novelle auf den Weg 
gebracht werden. ¹Insofern sind die n#chsten 
Monate f!r eine diesbez!gliche Diskussion ent-
scheidendª, erkl#rte Rickers. 

 Das EEG in seiner heutigen Form wurde auf 
Bundesebene vor vier Jahren in einer Hoch-
preisphase f!r landwirtscha'liche Produkte 
verabschiedet. Die Energieerzeugung auf land-
wirtscha'liche Produkte umzustellen, habe sich 
dadurch zu einer regelrechten Euphorie entwi-
ckelt. ¹Der Preisverfall bei Milch und Getreide 
hat die Energieerzeugung durch Biogas attraktiv 
gemachtª, so der Abgeordnete. Jetzt sprieûen 
Anlagen wie Pilze aus dem Boden. Momentan 
gebe es in Schleswig-Holstein ca. 270 Biogas-
anlagen. Erwartet werde eine Zunahme in den 
n#chsten Jahren um weitere 100 Anlagen. 

 Momentan werden ca. 165.000 Hektar Mais 
angebaut, wovon ca. >0.000 Hektar f!r Biogas 
verwendet werden. Das sind von einer Milli-
on Hektar landwirtscha'licher Nutz9#che in 
Schleswig-Holstein fast 10 Prozent allein f!r die 
Biogasproduktion reserviert. Im Kreis Schles-
wig-Flensburg zum Beispiel werde bei 105 An-
lagen die Fl#che knapper und Mais sogar aus 
D#nemark importiert. 

 Eine angebliche Yberf&rderung von Biogas 
und dadurch entstehende Neiddebatten habe in 
Schleswig-Holstein zu ersten Gr!ndungen von 
B!rgerinitiativen gegen Biogas gef!hrt. Durch 
die Mobilmachung gegen Biogas werde der 
Umbau im Energiemix zu mehr erneuerbaren 
Energien auch politisch nicht einfacher, betonte 
Rickers. ¹Eine %kobilanz, ein Betreiben der An-
lagen weiterhin von Landwirten, Fruchtfolgen 
einzuhalten, eine nachgewiesene sinnvolle Ab-
w#rmenutzung, Regelungen !ber Belastungen 
bei Ernte und Betrieb, angemessene Einspei-
severg!tungen, die nicht die Lebensmittelpro-
duktion verdr#ngen ± das sind die Ans#tze, die 
m&glichst zeitnah in eine EEG-Novellierung 
ein9ieûen sollten.ª 

Drs.: 17/70<

n  Die letzte Diskussion zum 4ema ¹Redu-
zierung des Wahlalters auf 16 Jahreª fand im 
Schleswig-Holsteinischen Landtag am 06. Mai 
200> statt. Auf Antrag von SPD und Gr!nen 
wurde dar!ber in dieser Plenartagung erneut 

debattiert. Wer meine, dass Jugendliche poli-
tische Zusammenh#nge am Besten mit dem 
Gebrauch des Wahlrechts erlernten, der irre. 
¹Der Wahlakt ist kein Staatsb!rgerkundeun-
terricht: Man gibt einem Kleinkind auch kei-
ne Streichh&lzer, damit es unbeobachtet den 
verantwortungsvollen Umgang mit dem Feuer 
lernen kann. Es ist zwar legitim, Jugendliche 
f!r Politik begeistern zu wollen ± das hat aber 
nicht !ber Experimente im Wahlrecht, sondern 
!ber eine gute politische Bildung zu geschehen, 
f!r die wir uns alle einsetzen solltenª, stellte 
Matthieûen klar. Kernpunkt m!sse die Frage 
nach der so genannten Wahlreife sein. Nat!r-
lich lasse sich tre_ich dar!ber streiten, ob ein 
Jugendlicher mit 16 Jahren schon die n&tige 
Reife besitzt, um  die Zusammenh#nge der Par-
teien und der Landespolitik zu durchschauen. 
Wenn als Argument komme, dass die heutigen 
16-j#hrigen schon wesentlich reifer sind, als 
die vor 10 oder 20 Jahren, k&nne man die Tat-
sache, dass sich z.B. viele Ausbildungsbetriebe 

!ber die mangelnde Ausbildungsreife heutiger 
Jugendlicher beklagen, nicht ignorieren. Eine 
Senkung des Wahlalters w!rde nach Matthie-
ûens Au)assung Auswirkungen auf den Wahl-
kampf haben. ¹Auf der Tagesordnung dieser 
Landtagssitzung stehen der Staatsvertrag zu 
Dataport, die Justizvollzugsanstalt Glasmoor, 
die Reform der Katasterverwaltung oder die Si-
cherungsverwahrung. Wie soll sich ein 16-j#h-
riger damit auseinander setzenXª, fragte der In-
nenpolitiker. Auch juristische Gegebenheiten, 
wie z.B. die beschr#nkte Gesch#'sf#higkeit un-
ter 18-j#hriger oder die besondere Behandlung 
Heranwachsender im Jugendstrafrecht, d!r'en 
nicht auûer Acht gelassen werden. Vor dem 
Hintergrund, dass zur Zeit ohnehin !ber eine 
Novellierung des Wahlgesetzes diskutiert wer-
de, h#tte es dieses Antrages im Ybrigen nicht 
bedur'. ¹Aber o)ensichtlich ist Ihnen eine 
Schlagzeile wichtiger als die vermeintlich dr&ge 
Diskussion im Fachausschussª, stellte Matthie-
ûen mit Blick auf die Antragssteller fest. 
Drs.: 17/66>
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n  ¹Biomasse nachhaltig nutzenª forderte 
der im Landtag diskutierte Antrag der Gr!nen 
Fraktion. Das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
?EEG@ !ber eine Bundesratsinitiative  zum 
n#chstm&glichen Termin an den geforderten 
Maûnahmenkatalog anzupassen, um Biomasse 
nachhaltig nutzen zu k&nnen, das sei auch f!r 
die CDU-Fraktion im Lande der richtige Weg, 
so der landwirtscha'spolitische Sprecher der 
CDU-Landtagsfraktion, Heiner Rickers. 
Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und 
FDP auf Bundesebene sehe vor, die erneuer-

Heiner Rickers

Markus Matthießen
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n  Ein Antrag der Fraktion Die Linke zielte in der 
vergangenen Landtagssitzung darauf ab, den konfes-
sionsgebundenen Religionsunterricht an den Schu-
len in Schleswig-Holstein abzuscha)en und durch 
einen Ethik-Religionskundeunterricht zu ersetzen. 

Die kirchenpolitische Sprecherin der CDU-
Landtagsfraktion, Herlich Marie Todsen-Reese sagte 
dazu: ¹Es ist wirklich bemerkenswert, wie schlank 
sich die Fraktion Die Linke !ber geltendes Recht 
± aber auch !ber gewachsene Kultur und Tradition 
hinwegsetzt.ª 

Sie kl#rte Die Linke dar!ber auf, dass die 
maûgeblichen rechtlichen Grundlagen f!r den 
konfessionsgebundenen Religionsunterricht in 
Schleswig-Holstein sich im Grundgesetz, in den Kir-
chenstaatsvertr#gen zwischen dem Land Schleswig-
Holstein und des Nordelbischen Kirchen sowie dem 
Heiligen Stuhl, und im Schleswig-Holsteinischen 
Schulgesetz bef#nden.

Der Religionsunterricht habe eine Sonderstel-
lung, denn er sei als einziges Unterrichtsfach in 
unserer Verfassung verankert. Dabei h#tten sich 
die M!tter und V#ter des Grundgesetzes sicherlich 
etwas gedacht. ¹Urs#chlich f!r diese Sonderstellung 
waren sicher auch die qu#lenden Erinnerungen an 
die vernichtenden, menschenverachtenden Aus-
w!chse des gottlosen Nazi-Regimes. In diesem ver-
brecherischen Regime wurden Glauben und Gott als 
St&renfriede der Macht verbannt und fromme auf-
rechte Bekenner wie Dietrich Bonhoe)er ermordet. 
Welch ein Gl!cksfall der Geschichte, dass sich Kir-
che im Regime der ehemaligen DDR schlussendlich 
durchgesetzt hat. All das sollten wir auch heute nicht 
als bedeutungslos abtun( Nein ± er sollte uns immer 
wieder Warnung sein(ª so Todsen-Reese.

Religionsunterricht sei gemeinsame Sache von 
Staat und Kirche. Der Staat sei f!r die Durchf!hrung 
als ordentliches Lehrfach verantwortlich und die Re-
ligionsgemeinscha'en verantworten die Inhalte. 
Auch im Schulgesetz werde das Zusammenwirken 
von Staat und Religionsgemeinscha'en sowie die 
Freiheit der Religionsaus!bung herausgestellt. Sch!-
lerinnen und Sch!ler, die nicht am Religionsunter-
richt teilnehmen, sollen stattdessen einen anderen 
Unterricht erhalten.

Dar!ber hinaus gelte, dass am konfessionsge-
bundenen Religionsunterricht auch konfessionslose 
Sch!lerinnen und Sch!ler oder anderer Konfessi-
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onen teilnehmen k&nnen. Konfessionsgebundene 
Religionsunterricht habe folglich keineswegs aus-
grenzenden Charakter, wie von der Fraktion Die 
Linke kritisiert, betonte die CDU-Abgeordnete. ¹Vor 
diesem Hintergrund halte ich den pauschalen Vor-
wurf der Fraktion Die Linke, es g#be einer unzurei-
chenden Ber!cksichtigung anderer Glaubens- und 
Religionsgemeinscha'en, f!r nicht haltbar.ª

 Religion pr#ge unsere Gesellscha' und Kultur 
nicht weniger als Politik, Wirtscha' und Wissen-
scha'. Deshalb sei es wichtig, dass die Schule Kin-
dern und Jugendlichen einen verstehenden Zugang 
zu religi&sen Weltdeutungen und Lebensweisen er-
schlieûe, ihnen helfe, einen eigenen Standpunkt zu 
entwickeln und von ihrem Recht auf Glaubens- und 
Gewissensfreiheit Gebrauch zu machen und sie zu 
Toleranz und Dialogf#higkeit erziehe.

 ¹Was wir dazu nicht brauchen, ist ein allgemeiner 
Ethik-Religionskundeunterricht. Das Nebeneinan-
der von konfessionellem Religionsunterricht und 
Philosophie wird der religi&s-weltanschaulichen 
Pluralit#t in unserer Gesellscha' besser gerecht als 
ein allgemeiner, unverbindlicher Religionskundeun-
terricht. Darum lehnen wir den Antrag der Fraktion 
Die Linke abª, erkl#rte Todsen-Reese.
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